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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Sozialgericht Sozialgericht Landshut
Sachgebiet -
Abteilung 1.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Gesetzlich angeordnete

Verfügungsbeschränkungen wie zB eine
Testamentsvollstreckung über
Gesellschaftsanteile, die ein
unabänderliches Vetorecht in der
Gesellschafterversammlung begründen,
müssen auch bei der
sozialversicherungsrechtlichen
Statusbeurteilung von Geschäftsführern
beachtet werden, selbst wenn sie nicht im
Handelsregister eingetragen wurden.

Normenkette SGG§ 86b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGG
SGB IV § 7 Abs. 1, § 28p Abs. 1 S. 1
BGB §§ 181, 2205, 2211
GmbHG § 47 Abs. 4 

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 BA 20/23 ER
Datum 13.10.2023

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I.Â Â Â  Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der Antragstellerin vom
24.08.2023
Â Â  Â  Â  gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 04.08.2023 wird
angeordnet.
II.Â Â  Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.
III. Der Streitwert wird auf 12.928,31 â�¬ festgesetzt.
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GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin begehrt die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des
Widerspruchs vom 24.08.2023 gegen den Beitragsbescheid der Antragsgegnerin
vom 04.08.2023.

Die Antragstellerin ist eine GmbH und Co. KG (Wohn- und Gewerbebau) mit Sitz in A-
Stadt. Betriebszweck ist die Konzeption, Planung und Organisation der Einrichtung
von Handelsimmobilien wie z.B. von Fachmarktzentren oder von FachmÃ¤rkten.
PersÃ¶nlich haftender Gesellschafter ist seit 24.03.2017 die K. Beteiligungs-GmbH.
Kommanditist ist Herr Y. K.Â  (geb. 16.02.1994).

Herr U. K. ist GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Antragstellerin (GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer-
Anstellungsvertrag vom 22.12.2003 und Ã�bernahmevereinbarung vom
01.09.2005). Gleichzeitig ist Herr U. K. GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KomplementÃ¤r
GmbH (bis 23.03.2017 KomplementÃ¤r-GmbH WG Wohn- und Gewerbebau GmbH
und ab 24.03.2017 KomplementÃ¤r-GmbH K. Beteiligungs-GmbH). GemÃ¤Ã� Â§ 8
des Gesellschaftsvertrages werden BeschlÃ¼sse in der KomplementÃ¤r-GmbH
grundsÃ¤tzlich mit einfacher Mehrheit gefasst. Die abstimmungsrelevanten
Stimmanteile in der Gesellschafterversammlung der Wohn- und Gewerbebau GmbH
und der K. Beteiligungs-GmbH werden zu 100 % Y. K. gehalten. Die HÃ¤lfte der
abstimmungsrelevanten Gesellschaftsanteile hat er im Wege der
Gesamtrechtsnachfolge von seinem GroÃ�vater (Herrn E. K.) geerbt (zum
chronologischen Ablauf der Ã�nderung der Gesellschafterliste vgl. den Schriftsatz
des BevollmÃ¤chtigten im Verwaltungsverfahren vom 08.09.2022 S. 5 ff., Blatt I 21
RÃ¼ckseite ff. Verwaltungsakte)

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Herr U. K. wurde zum Testamentsvollstrecker Ã¼ber den
Nachlass (u.a. Stimmanteile in HÃ¶he von 50 % der KomplementÃ¤r-GmbH) des am
13.10.2003 verstorbenen Herrn E. K. benannt (Testamentsvollstreckerzeugnis vom
11.11.2003 in der Fassung vom 04.05.2012). Es wurde angeordnet, dass die
Testamentsvollstreckung andauert bis zur Vollendung des 28. Lebensjahres des
Erben (Y. K. geb. 16.02.1994), mindestens aber bis zum Tode des
Testamentsvollstreckers U. K. Ferner hat der Erblasser angeordnet,
â�� dass der Testamentsvollstrecker in der Eingehung von Verbindlichkeiten fÃ¼r
den Nachlass nicht beschrÃ¤nkt ist,
â�� dass der Testamentsvollstrecker ergÃ¤nzend zu den gesetzlichen Aufgaben und
Befugnissen Ã¼ber die Verwaltung des Nachlasses nach eigenem Ermessen
entscheidet,
â�� dass der Testamentsvollstrecker auch berechtigt ist, Unternehmen oder
Unternehmensteile, die zum Nachlass gehÃ¶ren, zu verkaufen,
â�� dass der Testamentsvollstrecker gegenÃ¼ber dem Erben bevollmÃ¤chtigt ist,
alle vermÃ¶gensrechtlichen und mitgliedschaftlichen Rechte des Erben bei den
Beteiligungen des Erblassers auszuÃ¼ben,
â�� dass der Testamentsvollstrecker alle Rechte des Erben an den vom Erblasser
vererbten Gesellschaftsbeteiligungen auszuÃ¼ben hat.
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Die Antragsgegnerin erlieÃ� nach AnhÃ¶rung der Antragstellerin am 28.04.2023 im
Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p SGB IV fÃ¼r den PrÃ¼fzeitraum
01.01.2017 bis 28.02.2023 einen Beitragsbescheid vom 04.08.2023 mit einer
Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in HÃ¶he von 51.713,25 EUR.
Die Antragsgegnerin fÃ¼hrte dabei aus, Herr U. K. fÃ¼hre die TÃ¤tigkeit als
FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der GmbH & Co. KG aus. Die TÃ¤tigkeit werde
weisungsgebunden und eingegliedert in eine fremde Arbeitsorganisation erbracht.
Bei der AusfÃ¼hrung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit unterliege Herr U. K. den
Weisungen des Gesellschafters der KomplementÃ¤r-GmbH. Ihm werde im
Gesellschaftsvertrag der KG darÃ¼ber hinaus kein maÃ�geblicher Einfluss auf
sÃ¤mtliche Entscheidungen innerhalb der KG eingerÃ¤umt. Alleingesellschafter der
jeweiligen KomplementÃ¤r-GmbH sei Herr Y. K. Innerhalb der jeweiligen
KomplementÃ¤r-GmbH habe Herr U. K. als FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer keinen
maÃ�geblichen Einfluss auf die BeschlÃ¼sse der Gesellschafter der GmbH. Er
kÃ¶nne BeschlÃ¼sse des Gesellschafters gegen sich nicht verhindern. Er unterliege
daher bei der AusfÃ¼hrung seiner GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeiten fÃ¼r die KG den
Weisungen des Gesellschafters der jeweiligen KomplementÃ¤r-GmbH. Zwar sei Herr
U. K. zum Testamentsvollstrecker Ã¼ber den Nachlass des am 13.10.2003
verstorbenen Herrn E. K. benannt worden. Jedoch seien alle im Zeugnis Ã¼ber die
Ernennung zum Testamentsvollstrecker des Amtsgerichts A-Stadt vom 04.05.2012
genannten Befugnisse vorliegend nicht entscheidungserheblich fÃ¼r die
sozialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung, da die Testamentsvollstreckung
nicht ins Handelsregister eingetragen worden sei. Zur Bestimmung der
Rechtsmacht sei allein auf die Eintragung im Handelsregister abzustellen.
SchlieÃ�lich wÃ¼rden auch die Regelungen im GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer-
Anstellungsvertrag fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sprechen.
Die Antragstellerin legte gegen den Bescheid vom 04.08.2023 Widerspruch ein,
Ã¼ber den â�� soweit ersichtlich â�� noch nicht entschieden wurde. Gleichzeitig
wurde die Aussetzung der Vollziehung der festgestellten Beitragsforderung
beantragt. Mit Schreiben vom 31.08.2023 teilte die Antragsgegnerin der
Antragstellerin mit, dass nach summarischer PrÃ¼fung keine ernstlichen Zweifel an
der RechtmÃ¤Ã�igkeit des angefochtenen Beitragsbescheides bestehen wÃ¼rden.

Mit Schriftsatz vom 18.09.2023 hat die Antragstellerin einstweiligen Rechtsschutz
beim Sozialgericht Landshut beantragt. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Antragstellerin
sei nicht abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Es sei weder in die Arbeitsorganisation
eingegliedert, noch unterliege er den Weisungen des Gesellschafters der
KomplementÃ¤rin der Antragstellerin. Der Gesellschafter der KomplementÃ¤rin hat
die HÃ¤lfte der ihm zustehenden Stimmanteile im Wege der Gesamtrechtsnachfolge
von seinem GroÃ�vater geerbt. Im seinem Testament habe der GroÃ�vater
Testamentsvollstreckung angeordnet und den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, Herrn U. K., zum
Testamentsvollstrecker ernannt. Als Testamentsvollstrecker stehe dem
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in Bezug auf die zum Nachlass gehÃ¶renden GeschÃ¤ftsanteile
das alleinige Stimmrecht in der Gesellschafterversammlung der KomplementÃ¤rin
zu. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer habe kraft 50-prozentigen Stimmrechts in der
Gesellschafterversammlung der KomplementÃ¤rin die Rechtsmacht, BeschlÃ¼sse,
die gegen seine MaÃ�nahmen als alleiniger, einzeln vertretungsbefugter und von
den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreiter GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gerichtet sind,
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zu verhindern. Die Testamentsvollstreckung sei im Ã�brigen bis heute nicht beendet
worden.

Die Antragstellerin beantragt,
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom 04.08.2023
anzuordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt,
den Antrag abzulehnen.

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin begrÃ¼nde das Amt als
Testamentsvollstrecker und die damit einhergehende VerfÃ¼gungsmacht Ã¼ber
die Gesellschaftsanteile keine Rechtsmacht im sozialversicherungsrechtlichen
Sinne. Nach den gesetzlichen Vorgaben bestehe fÃ¼r den Testamentsvollstrecker
keine derart unanfechtbare Rechtsposition, die ihm ein Agieren nur im eigenen
Interesse und ohne RÃ¼cksichtnahme auf bzw. gegen die Interessen Dritter und
seiner gesetzlichen Verpflichtungen ermÃ¶glichen wÃ¼rde. Nach summarischer
PrÃ¼fung sei der angegriffene Bescheid nicht rechtswidrig.
Beigezogen waren die Verwaltungsakten der Antragsgegnerin. Wegen der
Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten sowie der beigezogenen Akten
Bezug genommen.

II.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs der
Antragstellerin vom 24.08.2023 gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom
04.08.2023 ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.
1.

Nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache in den
FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung
haben, diese ganz oder teilweise anordnen. Die aufschiebende Wirkung entfÃ¤llt
gemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG bei Entscheidungen Ã¼ber Versicherungs-,
Beitrags- und Umlagepflichten sowie der Anforderung von BeitrÃ¤gen, Umlagen und
sonstigen Ã¶ffentlichen Abgaben einschlieÃ�lich der darauf entfallenden
Nebenkosten. Die Entscheidung, ob die aufschiebende Wirkung ausnahmsweise
dennoch durch das Gericht angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer umfassenden
AbwÃ¤gung des Aufschubinteresses der Antragstellerin einerseits und des
Ã¶ffentlichen Interesses an der Vollziehung des Verwaltungsaktes andererseits. Im
Rahmen der InteressenabwÃ¤gung ist in Anlehnung an Â§ 86a Abs. 3 Satz 2 SGG zu
berÃ¼cksichtigen, in welchem AusmaÃ� Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen und ob die Vollziehung fÃ¼r die
Antragstellerin eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen
gebotene HÃ¤rte zur Folge hÃ¤tte.

Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG verlagert das Vollzugsrisiko bei Beitragsbescheiden
grundsÃ¤tzlich auf den Adressaten. Es kÃ¶nnen nur solche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheids ein Ã¼berwiegendes Aufschubinteresse
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begrÃ¼nden, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs zumindest Ã¼berwiegend
wahrscheinlich erscheinen lassen. MaÃ�gebend hierfÃ¼r ist, ob nach der Sach- und
Rechtslage zum Zeitpunkt der Eilentscheidung mehr fÃ¼r als gegen die
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids spricht (vgl. LSG Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 10.07.2016 â�� L 8 R 977/15 B ER m.w.N., BayLSG,
Beschluss vom 17.09.2020 â�� L 14 BA 78/20 B ER). Das Interesse der
Antragsgegnerin an einer sofortigen Vollziehung ihrer Beitragsforderung ist dem
Interesse der Antragstellerin an der Aussetzung der Vollziehung bis zur
endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung des Rechtstreits gegenÃ¼ber zu stellen. Dabei hat das
Gericht nach der in Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtschutzes gebotenen
pauschalen PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage nach dem Inhalt der Akten zu
entscheiden und eine InteressenabwÃ¤gung zu treffen. Die PrÃ¼fung des Gerichts
erfolgt dabei nicht aufgrund eines starren PrÃ¼fungsschemas. Vielmehr gilt: Je
grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten sind, umso geringere Anforderungen sind an das
Aussetzungsinteresse zu stellen. Bei der AbwÃ¤gung sind die Vorgaben des
Gesetzgebers Ã¼ber das Regel-AusnahmeverhÃ¤ltnis zu berÃ¼cksichtigen
(MKS/Keller, 14. Aufl. 2023, SGG Â§ 86b Rn. 12 e ff). Ist der Verwaltungsakt
offensichtlich rechtswidrig und der Betroffene durch ihn in seinen subjektiven
Rechten verletzt, wird ausgesetzt, weil dann ein Ã¶ffentliches Interesse oder
Interesse eines Dritten an der Vollziehung nicht besteht (LSG NRW 13.6.2016 â�� L
11 KA 76/15 B ER). Bei offenbarer Rechtswidrigkeit ist fÃ¼r eine Entscheidung
zugunsten des Antragstellers, anders als bei Entscheidungen nach Abs. 2, keine
besondere EilbedÃ¼rftigkeit erforderlich (LSG NRW 19.5.2014 â�� L 11 KA 99/13 B
ER, MedR 2015, 371 (374); LSG Bln-Bbg 15.9.2017 â�� L 14 AS 1469/17 B ER;
Burkiczak in jurisPK-SGG Rn. 195). Ist der Rechtsbehelf in der Hauptsache
aussichtslos, wird die aufschiebende Wirkung nicht angeordnet. Sind die
Erfolgsaussichten nicht abschÃ¤tzbar, bleibt eine allgemeine InteressenabwÃ¤gung,
wobei der Grad der Erfolgsaussichten im Hauptsacheverfahren zu berÃ¼cksichtigen
ist (LSG MV 21.6.2018 â�� L 9 AY 1/18 B ER, BeckRS 2018, 51839 Rn. 40). Es gilt
somit der Grundsatz: Je grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten sind, umso geringer sind die
Anforderungen an das Aussetzungsinteresse des Antragstellers (SchlHLSG 2.5.2019
â�� L 5 BA 37/19 B ER; LSG LSA 19.5.2019 â�� L 2 AS 125/19 B ER).

2.

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen bestehen nach summarischer PrÃ¼fung
ernstliche Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des angefochtenen Beitragsbescheides,
die einen Erfolg des von der Antragstellerin eingelegten Rechtsbehelfs
Ã¼berwiegend wahrscheinlich erscheinen lassen. Eine abschlieÃ�ende PrÃ¼fung
muss jedoch auf Grund der vorliegenden erbrechtlichen (ua.
Testamentsvollstreckung) und gesellschaftsrechtlichen Besonderheiten
(Auswirkungen der AnteilsÃ¼bertragung an die Gesellschaft in der KomplementÃ¤r-
GmbH) einem mÃ¶glichen Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben.

a)

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung der Versicherungspflicht und der
Beitragsforderung ist Â§ 28p Abs. 1 S. 1 SGB IV idF der Bekanntmachung vom
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12.11.2009 (BGBl. I 2009, 3710). Danach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre
sonstigen Pflichten nach dem SGB IV, die im Zusammenhang mit dem
Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen,
insbesondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen (Â§ 28a SGB
IV) mindestens alle vier Jahre (S. 1). Sie erlassen im Rahmen der PrÃ¼fung
Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern (S. 5).
Ausgehend von den zu Â§ 7 SGB IV geltenden MaÃ�stÃ¤ben, den vom BSG
aufgestellten Kriterien der StatusprÃ¼fung bei GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern und unter
BerÃ¼cksichtigung der Besonderheiten der gesetzlichen Vorgaben der Rechtsfolgen
einer Testamentsvollstreckung unterlag Herr U. K. im streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum 01.01.2017 bis 28.02.2023 in seiner TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
Antragstellerin nicht aufgrund BeschÃ¤ftigung der Versicherungspflicht in den hier
streitigen Zweigen der Sozialversicherung. Auf Grund der angeordneten
Testamentsvollstreckung bezÃ¼glich 50 % der Stimmanteile in der KomplementÃ¤r-
GmbH verfÃ¼gte er kraft Gesetzes â�� und nicht nur schuldrechtlich â�� gem. Â§Â§
2205 S. 1, 2211 BGB Ã¼ber die Rechtsmacht Weisungen ihm gegenÃ¼ber zu
verhindern. Die Antragsgegnerin hat deshalb nach summarischer PrÃ¼fung im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren zu Unrecht BeitrÃ¤ge und Umlagen
nachgefordert.

Im streitigen Zeitraum unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt
waren, der Versicherungspflicht in der GRV sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung (Â§ 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI idF des Gesetzes zur FÃ¶rderung
ganzjÃ¤hriger BeschÃ¤ftigung vom 24.4.2006, BGBl. 2006 I 926 sowie Â§ 25 Abs. 1
S. 1 SGB III). Nach Â§ 7 Abs. 1 SGB IV (idF der Bekanntmachung vom 12.11.2009, 
BGBl. 2009 3710) ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere
in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (S. 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind
eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation
des Weisungsgebers (S. 2). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt
eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer von der
Arbeitgeberin persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem
fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem nach Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht der Arbeitgeberin unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmensrisiko, das Vorhandensein
einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene
Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit
gekennzeichnet. Diese AbgrenzungsmaÃ�stÃ¤be gelten grundsÃ¤tzlich auch fÃ¼r
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH und wie vorliegend einer GmbH & Co. KG (stRspr;
vgl. BSGE 133, 245 = NJW 2022, 3245).
Ist ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zugleich als Gesellschafter am Kapital der Gesellschaft
beteiligt, sind der Umfang der Kapitalbeteiligung und das AusmaÃ� des sich daraus
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fÃ¼r ihn ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft das wesentliche Merkmal bei
der Abgrenzung von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
(zu den Ã¤hnlichen Kriterien des unionsrechtlichen Arbeitnehmerbegriffs EuGH NZA
2011, 143 Danosa; EuGH NZG 2015, 963 = NJW 2015, 2481 Balkaya; EuGH NZG
2015, NZG 2015, 1199 Holterman Ferho Exploitatie; BGHZ 221, 325 = NZG 2019,
930). Ein Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht per se kraft seiner
Kapitalbeteiligung selbststÃ¤ndig tÃ¤tig, sondern muss, um nicht als abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigter angesehen zu werden, Ã¼ber seine Gesellschafterstellung hinaus
die Rechtsmacht besitzen, durch Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung
die Geschicke der Gesellschaft bestimmen zu kÃ¶nnen. Eine solche Rechtsmacht ist
bei einem Gesellschafter gegeben, der zumindest 50 % der Anteile am
Stammkapital hÃ¤lt oder bei einer geringeren Kapitalbeteiligung nach dem
Gesellschaftsvertrag Ã¼ber eine umfassende (â��echteâ�� oder
â��qualifizierteâ��), die gesamte UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende
SperrminoritÃ¤t verfÃ¼gt. Ein selbststÃ¤ndig tÃ¤tiger Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer muss in der Lage sein, einen maÃ�geblichen Einfluss auf alle
GesellschafterbeschlÃ¼sse auszuÃ¼ben und dadurch die Ausrichtung der
GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit des Unternehmens umfassend mitbestimmen zu kÃ¶nnen.
Ohne diese MitbestimmungsmÃ¶glichkeit ist der Minderheitsgesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nicht im â��eigenenâ�� Unternehmen tÃ¤tig, sondern in
weisungsgebundener, funktionsgerecht dienender Weise in die GmbH als seine
Arbeitgeberin eingegliedert (stRspr; vgl. nur BSG NJW 2022, 3596; BSG NZS 2023,
158).

Ebenso wie bei einer GmbH gilt bei einer KG der Grundsatz, dass nicht als
Gesellschafter beteiligte FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer grundsÃ¤tzlich
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt sind. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH & Co.
KG ist deshalb nur dann nicht versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt, wenn er
wiederum Ã¼ber die Rechtsmacht verfÃ¼gt, Weisungen an sich als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zu verhindern. Ist ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer z.B. kraft seiner
Stellung als Gesellschafter der KomplementÃ¤r-GmbH in der Lage, Einfluss auf den
Inhalt von GesellschafterbeschlÃ¼ssen in der GmbH & Co KG zu nehmen, so kann
dies grundsÃ¤tzlich auch eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung ausschlieÃ�en, wenn die
Rechtsmacht des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers im Gesellschaftsrecht wurzelt, durch
Gesellschaftsvertrag geregelt ist und unmittelbar auf das zu beurteilende
RechtsverhÃ¤ltnis durchschlÃ¤gt (so BSG Urteil vom 08.07.2020, B 12 R 2/19 R,
BeckRS 2020, 18965). GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH & Co. KG sind also dann
selbststÃ¤ndig, wenn sie die Rechtsmacht haben sich Weisungen zu entziehen. Dies
kann sich nach der bisherigen Rechtsprechung des BSG aus der
Kommanditistenstellung oder aus einer beherrschenden Kapitalbeteiligung an einer
Gesellschaft ergeben, die die Entscheidungen der GmbH & Co. KG maÃ�geblich zu
beeinflussen vermag (Entscheidungsserie des BSG 8.7.2020: B 12 KR 1/19, BeckRS
2020, 37848; B 12 R 4/19 R, BeckRS 2020, 37884; B 12 6/19 R, BeckRS 2020,
37885).

b)

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer U. K. verfÃ¼gt vorliegend nach summarischer PrÃ¼fung im
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einstweiligen Rechtsschutzverfahren Ã¼ber einen die abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
ausschlieÃ�enden beherrschenden Einfluss auf die antragstellende GmbH & Co KG.
Die hierfÃ¼r erforderliche Rechtsmacht ist ihm durch die angeordnete
Testamentsvollstreckung bezÃ¼glich der Gesellschaftsanteile bzw. Stimmanteile in
HÃ¶he von 50 % in der KomplementÃ¤r-GmbH vermittelt.

aa)

Entscheidend fÃ¼r die Statusbeurteilung ist, dass der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer die
bestÃ¤ndige Rechtsmacht hat, auf BeschlÃ¼sse der von ihm gefÃ¼hrten
Gesellschaft Einfluss zu nehmen. Dabei kann es keine Rolle spielen, ob er diese
Rechtsmacht aus einer Gesellschafterstellung in der von ihm gefÃ¼hrten
Gesellschaft, aus seiner Beteiligung an einer anderen Gesellschaft oder wie
vorliegend aus einer kraft Gesetz (hier Â§Â§ 2205 S. 1, 2211 BGB) angeordneten
und unbeschrÃ¤nkten VerfÃ¼gungs- und Rechtsmacht ableitet. Hat ein Erblasser
hinsichtlich einer Beteiligung an einer Gesellschaft unbeschrÃ¤nkte
Testamentsvollstreckung angeordnet, sind die Erben kraft Gesetzes â�� und nicht
nur schuldrechtlich â�� gem. Â§Â§ 2205 S. 1, 2211 BGB von der AusÃ¼bung der
Gesellschafterbefugnisse ausgeschlossen. Die den GeschÃ¤fts-/Gesellschaftsanteil
betreffenden Verwaltungs- und VermÃ¶gensrechte werden allesamt von dem
Testamentsvollstrecker ausgeÃ¼bt, der hierbei an den Willen der Erben nicht
gebunden ist und in seinen Kompetenzen lediglich durch die Verbote der
unentgeltlichen VerfÃ¼gung nach Â§ 2205 S. 3 BGB und der BegrÃ¼ndung einer
persÃ¶nlichen Haftung der Erben (Â§ 2206 BGB) sowie durch seine generelle
Pflichtenstellung gegenÃ¼ber den Erben eingeschrÃ¤nkt ist (BGH, Urteil vom 13.
Mai 2014 â�� II ZR 250/12 -, BGHZ 201, 216-230). Sind dem Testamentsvollstrecker
die Verwaltungsbefugnisse Ã¼bertragen, so ist er, unter Ausschluss der Erben, zu
allen Rechtshandlungen und RechtsgeschÃ¤ften (z.B. auch SatzungsÃ¤nderungen)
berechtigt, welche die Gesellschafterstellung des oder der Erben mit sich bringt.
Vorliegend wurden Herrn U. K. durch die Testamentsvollstreckung weitgehende
Rechte zur AusÃ¼bung der Gesellschafterrechte Ã¼bertragen. Der Erblasser hat
u.a. angeordnet, dass Herr U. K. in der Eingehung von Verbindlichkeiten fÃ¼r den
Nachlass nicht beschrÃ¤nkt ist und dass er sogar berechtigt ist, Unternehmen oder
Unternehmensteile, die zum Nachlass gehÃ¶ren, zu verkaufen. Bei einer wie
vorliegend unbeschrÃ¤nkt angeordneten Testamentsvollstreckung ist somit im
erbrechtlichen RechtsverhÃ¤ltnis zwischen den Erben und dem
Testamentsvollstrecker nach den Bestimmungen der Â§ 2205, Â§ 2211 BGB nur der
Testamentsvollstrecker zur AusÃ¼bung der Gesellschafterrechte befugt. Er nimmt
an den Gesellschafterversammlungen teil und Ã¼bt das Stimmrecht aus. Solange
und soweit er gesellschaftsrechtlich befugt ist, die Gesellschafterrechte
wahrzunehmen, kÃ¶nnen die Erben nicht selbst in der Gesellschaft Rechte
ausÃ¼ben (BGH, Urteil vom 13. Mai 2014 â�� II ZR 250/12 -, BGHZ 201, 216-230).
Konsequenz der Anordnung einer Testamentsvollstreckung an GmbH-
GeschÃ¤ftsanteilen ist die MÃ¶glichkeit einer Verwaltung durch den
Testamentsvollstrecker auch hinsichtlich der KomplementÃ¤rbeteiligung einer KG.
Durch den Weg Ã¼ber die GmbH wird eine vollumfÃ¤ngliche Verwaltung der
Gesellschaftsbeteiligungen auch in der Personengesellschaft bewirkt. Herr U. K. ist
somit vorliegend auch in der KG befÃ¤higt an der Gesellschafterversammlung
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teilzunehmen und Stimmrechte auszuÃ¼ben. Er kann auf die
Gesellschafterversammlung der KomplementÃ¤r-GmbH Einfluss nehmen und damit
die Geschicke der GmbH & Co. KG insoweit bestimmen, als dass ihm gegenÃ¼ber
keine Weisungen erteilt werden kÃ¶nnen, da er Ã¼ber ein umfassendes Vetorecht
verfÃ¼gt. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der zugleich Testamentsvollstrecker an
weisungsrelevanten Gesellschaftsanteilen bzw. Stimmanteilen ist, steht somit nicht
in einem persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu irgendeinem Arbeitgeber und
ist auch nicht dessen Weisungen unterworfen.
Gesetzlich angeordnete VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkungen, die ein unabÃ¤nderliches
Vetorecht in der Gesellschafterversammlung begrÃ¼nden, mÃ¼ssen auch bei der
sozialversicherungsrechtlichen Statusbeurteilung beachtet werden, selbst wenn sie
nicht im Handelsregister eingetragen wurden. Hier besteht ein wesentlicher
Unterschied zu rein schuldrechtlichen â�� jederzeit kÃ¼ndbaren â��
Vereinbarungen, die vom BSG als nicht statusrelevant anerkannt werden, solange
sie nicht im Handelsregister eingetragen wurden.

bb)

Nach der summarischen PrÃ¼fung des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens
besteht vorliegend auch kein Verbot der AusÃ¼bung der Gesellschafterrechte fÃ¼r
die Zeit der Testamentsvollstreckung soweit z.B. Weisungsrechte der
Gesellschafterversammlung an den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer betroffen sind. So hat der
BGH bereits entschieden, dass die Teilnahme eines Testamentsvollstreckers, der als
solcher Anteilsrechte einer GmbH verwaltet, an der Beschlussfassung Ã¼ber seine
Bestellung zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und der AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit nicht an 
Â§ 47 Abs. 4 GmbHG zu messen ist, sondern unter dem Gesichtspunkt des Â§ 181
BGB zu beurteilen ist (BGH NJW 2023, 1350; BGHZ 51, 209 (214 ff.) = NJW 1969,
841). Vorliegend wurde auch eine Befreiung von Â§ 181 BGB erteilt.

cc)

Die kraft Gesetzes entstehende Rechtsmacht entsprechende Weisungen der
Gesellschafterversammlung zu verhindern, ist auch fÃ¼r das
Sozialversicherungsrecht zu beachten, selbst wenn die Testamentsvollstreckung
nicht in die Gesellschafterliste eingetragen wurde. Zwar ist es â�� worauf auch die
Antragsgegnerin hingewiesen hat â�� mittlerweile stÃ¤ndige Rechtsprechung des
BSG, dass im Sinne der Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit
sozialversicherungsrechtlicher TatbestÃ¤nde eine SelbststÃ¤ndigkeit nur dann
anzunehmen ist, wenn durch Gesellschaftsrecht bzw. Gesellschaftsvertrag die
MÃ¶glichkeit besteht, unangenehme Weisungen der Gesellschafterversammlung
nicht ausfÃ¼hren zu mÃ¼ssen. Hintergrund dieser Rechtsprechung ist im
Wesentlichen, dass rein schuldrechtliche Vereinbarungen, die ggf. jederzeit
kÃ¼ndbar sind, keinen Einfluss auf die sozialrechtliche Statusbeurteilung haben
sollen (mwH. BSG v 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� BSGE 125, 183-189, Rn. 22;
BSG v 29.7.2015 â�� B 12 KR 23/13 R, Rn 27; zu Stimmbindungsabreden, BSG v.
11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14 R Rn. 25; zu Treuhandabreden BSG v. 12.5.2020 â�� 
B 12 R 11/19 R â�� Rn. 17, Anm. Kern NZS 2020, 959). Vorliegend geht es aber
nicht um schuldrechtliche â�� jederzeit kÃ¼ndbare â�� und damit unbestÃ¤ndige
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VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkungen, sondern um gesetzlich angeordnete und
unbeschrÃ¤nkte VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkungen, die im Erbrecht wurzeln. Nach der
Rechtsprechung des BGH (Beschluss vom 24.2.2015 â�� II ZB 17/14) besteht im
Ã�brigen auch kein Rechtsanspruch die Testamentsvollstreckung in die
Gesellschafterliste einzutragen. NatÃ¼rlich ist der Nachweis rechtlich relevanter
UmstÃ¤nde besonders komfortabel, wo es sich um ins Handelsregister
einzutragende UmstÃ¤nde und zum Handelsregister einzureichende Unterlagen
handelt. Indessen fehlt es an jeder Grundlage fÃ¼r den Umkehrschluss, dass nur
derart formal abgesicherte und leicht nachweisbare Aspekte als
AnknÃ¼pfungsgesichtspunkte fÃ¼r die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung
einer ErwerbstÃ¤tigkeit in Betracht kommen kÃ¶nnten. Wie sich etwa aus BGH
24.2.2015 (II ZB 17/14, NJW 2015, 1303 ff., Rn. 12) ergibt, hat der Gesetzgeber die
Gesellschafterliste gerade nicht als allgemeines Register zur Information des
Rechtsverkehrs Ã¼ber die VerhÃ¤ltnisse in der Gesellschaft ausgestaltet, sondern
die Wirkungen der Aufnahme eines Inhabers von GeschÃ¤ftsanteilen in die Liste
gegenstÃ¤ndlich auf das VerhÃ¤ltnis zur Gesellschaft beschrÃ¤nkt. Schon insofern
ergibt sich bereits im unmittelbaren Anwendungsbereich der Norm aus der Liste
nur, wer TrÃ¤ger des Stimmrechts ist, nicht etwa auch, wer etwa im Fall der
Testamentsvollstreckung zu dessen AusÃ¼bung berechtigt ist. Auch Ã¼ber das
Erbrecht vermittelte unbeschrÃ¤nkte Stimmrechte mÃ¼ssen bei der
sozialversicherungsrechtlichen Statusbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden.
Somit bestehen zumindest nach summarischer PrÃ¼fung erhebliche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheids vom 04.08.2023. Die
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ist daher anzuordnen. Eine
abschlieÃ�ende PrÃ¼fung muss â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� auf Grund der
vorliegenden erbrechtlichen (ua. Testamentsvollstreckung) und
gesellschaftsrechtlichen Besonderheiten (Auswirkungen der AnteilsÃ¼bertragung
an die Gesellschaft in der KomplementÃ¤r-GmbH) einem mÃ¶glichen
Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben. Dort sind ggf. noch weitere
Sachverhaltsermittlungen (zB Beiziehung Testament usw) vorzunehmen.

III.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO.

IV.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 HS. 1 Alternative 1 SGG
i.V.m. Â§ 63 Abs. 2, Â§ 53 Abs. 2 Nr. 4 GKG. Bei der Festsetzung des Streitwertes
orientiert sich das Gericht an der Rechtsprechung, wonach im Verfahren auf
GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtschutzes regelmÃ¤Ã�ig ein Streitwert in HÃ¶he von
1/4 des Wertes der Hauptsache (1/4 von 51.713,25 EUR) anzusetzen ist (vgl.
BayLSG vom 18.03.2020, L 14 BA 20/20 B ER). Dies ist vorliegend ein Betrag von
12.928,31 â�¬.

â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��

Rechtsmittelbelehrung
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Gegen diesen Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172 Abs. 1, 173 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) Beschwerde zum Bayer. Landessozialgericht statthaft.
Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Zustellung des Beschlusses beim
Sozialgericht Landshut, Seligenthaler StraÃ�e 10, 84034 Landshut, schriftlich oder
zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Sozialgericht
Landshut in elektronischer Form einzulegen. RechtsanwÃ¤lte, BehÃ¶rden oder
juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen
die Beschwerde als elektronisches Dokument Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1 SGG).
Gleiches gilt fÃ¼r die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten
Personen, fÃ¼r die ein sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§ 65d Satz 2 SGG).
Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist
beim Bayer. Landessozialgericht, LudwigstraÃ�e 15, 80539 MÃ¼nchen, oder bei der
Zweigstelle des Bayer. Landessozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt,
schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim
Bayer. Landessozialgericht in elektronischer Form eingelegt wird.
Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und
â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder
â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gemÃ¤Ã� Â§ 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
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